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un MmMuS$S in gute und schlechte
unterschieden werden.“”
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"otr Kosiewskı ıst Historiker, Kunstkritiker und
PuDBlızıst. Fr arbeıtet beım „Tygoanl: Powszechny”
SOWIE dem Magazın „Szum  r

Der Regierungswechse!l in Polen nach den etzten Parlamentswahlen
NnıIC nur Folgen für diıe politische Ausrichtung Polens. uch der

Umgang der politischen Führung mit den Medien und kulturellen
Einrichtungen anderte sich schlagartıiıg. Der Beitrag vermittelt eınen
Überblick ber aktuelle Entwicklungen in Polen hinsichtlich des media-
lien und kulturellen Lebens

nde März 2016 fasste die CU«C Führung des Ministeriums für Kultur
und Nationales rbe MKiDN) die ersten 100 JTage der Regierung

enannt wurde eine lange Liste VO Erfolgen VO der
Gründung Institutionen, die sich mıiıt der polnischen Geschichte
befassen, bis hin Veränderungen in den öffentlich-rechtlichen Medi-

Kaum wenıger bedeutsam 1St, asSs dieser Bericht eines nicht enthält:
zeitgenössische Kunst.

Kultur und ihre Bedeutung in Polen

Kultur ahm 1n den programmatischen Dokumenten der Parte1 ‚Recht
un Gerechtigkeit“ einen besonderen Platz eın Wohl keine
andere politische Gruppilerung hat ihr je] Aufmerksamkeit gewid-
met Im92014 verabschiedeten Programm der Parteıi heißt C3,
ACC die Kultur „das Fundament der nationalen Identität un: einer der
wichtigsten Faktoren für die zivilisatorische Entwicklung Polens“ 1St.
Darum benötige S1E Hilfe vonseıten des Staates un sollte diese auch
erhalten, da „der Staat alleine hne Kultur nicht überleben und sich ent-

wickeln könnte“. Es oibt allerdings eine wichtige Einschränkung „das
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Ausmafß dieser Hiltfe I1I11USS mıiıt der Sphäre jener Werte übereinstimmen,
die VO Staat propagılert werden.“

Nach der für die DPiS siegreichen Wahl wurde Protfessor Piotr Glinski
Kulturminister, eın Soziologe un Wissenschaftler Institut für

Philosophie un: Soziologie der Polnischen Akademie der Wissenschaf-
CN der DPiS 1St se1lt ein1gen Jahren verbunden W ar ihr Kandidat

für das Amt des Premierministers). Er
Kultur nahm n den programmMatıschen wurde 1U nicht 1L1U!T Minıister, SO11-

okumenten der/„  eC| und ern auch stellvertretender Premier-
Gerechtigkeit” STeTts einen besonderen miınıister. Zum ersten Mal 1ın der (76-
alz /n schichte der ritten Republik erhielt

eın amtierender Kulturminister einen
solch bedeutenden politischen Rang. Mehr noch, Z7wWwel welıltere Abgeord-
NETtE, Krzysztof C7zabanski undJarosiaw Sellin, wurden Vizeminister. So
esteht ein Zweitel daran, welche Raolle die Kultur und das Mıiınıiıisterium
selbst, das früher gelegentlich mıt parteilosen Experten besetzt wurde,
für die gegenwartıge Regierung spielen.

Eın Beispiel jerfür sind die öffentlich-rechtlichen Medien Zu
Beginn der Regierungskoalition VO Bürgerplattftorm (PO) un Polni-
scher Bauernpartei wurde die Arbeit einem (seset7 ber den
Landesrundftunk- un: Fernsehrat (Krajowa ada Radiofonii Telewizji,
11 VO Kulturministerium 1n die Kanzlei des Premierministers
verlagert, obwohl die öffentlich-rechtlichen Medien traditionell dem
Kulturminister unterstanden. Dennoch gelang c5S der PO-PSL-Regie-
LUuNg W €e1 Legislaturperioden hindurch nicht, die Lage 1n den öffentlich-
rechtlichen Sendeanstalten ordnen: Ihnen Wurd€ oft Kommerzialisie-
LUNS vorgeworten; hiefß, sS1e würden ihrer Aufgabe nicht nachkom-
INCIL, un gerade 1im Umtfteld der DPıS wurde ZESAZLT, S$1e selen parteiisch und

ahe der Politik. uch das Problem ihrer Finanzierung konnte
nıcht gelöst werden.

Es 1St eine der Prioritäten der Regierung, die öffentlich-
rechtlichen Medien umzugestalten. In den etzten Dezembertagen 2015
wurde eın Gesetz verabschiedet, demzufolge 6S möglich Wal, OU6
Direktoren VO Radio un: Fernsehen einzusetzen. TITV-Direktor wurde
der Rechtspolitiker Jacek Kurski; der bis seiner Ernennung Aln stell-
vertretender Kulturminister der Regierung SCWESCH Wr

Rechte Kreise, auch Journalisten, kritisierten die Vorgängerregierung
scharf, weil S$1e viele Mitarbeiter der öffentlich-rechtlichen Medien eNLT-
lassen hatte. Sie legten eiıne Liste m1t vielen utzendJournalisten VOTL, die

210 OST-WEST



Kıltur m Dienste des Staates

7007 bis 2015 ihren AbschiedSChatten. Allerdings umftasst eiıne
VO  - der Journalistengesellschaft (Towarzystwo Dziennikarskie) a
führte Entlassungsliste alleine für die Monate Januar bis April 2016 be-
reits 140 Namen. Wohlgemerkt haben diese Entwicklungen keinerlei
Widerstand bei d€l' wichtigsten Berufsorganisation, der „Vereinigung
der Journalisten Polens“ (Stowarzyszenie Dziennikarzy Polskich), her-
vorgeruten.

Im April 2016 prasentierte die Regierung ihr geENANNTES „Großes
Mediengesetz“, das die Arbeit der ötffentlich-rechtlichen Medien 1n Po-
len (auch der Polnischen Presseagentur PAR) endgültig verändern erd
Dieses Gesetzesprojekt wurde ZW AAalr VO allen Oppositionsfraktionen 1mM
Sejm kritisiert, konnte aber aufgrund der absoluten Mehrheit der Regıie-
rungsparte1 1m Sejm verabschiedet werden.

Es 1st eın Zufall, aSsSs die DPiS den öffentlich-rechtlichen Medien
jel Aufmerksamkeit schenkt. Meist wird auf ihre Bedeutung bei der
Gewinnung VO Wählerunterstützung verwliesen. Keine geringere Ralle
hat 1aber ihr gemeinschaftsbildender Charakter, W as VO den bislang Re-
yierenden vernachlässigt worden Wa  — Heute sollen die öffentlich-
rechtlichen Medien eın wichtiges Werkzeug der Identitätspolitik bilden.

Die Vergangenheit als erkzeug
Der kulturpolitische Bericht für die ersten 100 KRegierungstage widmete
der Gründung historischer Museen je] Aufmerksamkeit. arunter be-
finden sich Das Museum der Geschichte Polens, das Jözef Pitsudski-
Museum, das Museum für die polnischen Judenretter 1m Zweiten Welt-
krieg (Ulma-Museum 1in Markowa) SOWIE das Museum der vertemten
Soldaten in Ostrofleka (für die antikommunistischen Widerstandskämp-
fer ach Angekündigt wurde die Gründung eines Witold-Pilecki-
Zentrums für die Erforschung der Totalitarismen SOWIE eın Programm
„Aufzeichnungen des Terrors. Zeugnisse VOT der Hauptkommission für
die Erforschung der deutschen Verbrechen Kommission für die Vertol-
SUunNng der Verbrechen die polnische Nation“, bei dem diese Zeug-
nNısse veröffentlicht un 1Ns Englische übersetzt werden sollen Als wich-
tıge Entscheidung oilt auch, 4aSsSs die Mittel für patriotische Projekte 1mM
Jahr ZeH erhöht wurden. Alle diese Ma{fS$nahmen zeıgen ın der Praxis die
Prioritäten der PiS-Kulturpolitik. Bemerkenswert 1St, 4ass 1im Bericht
selbst keinerlei Aktivitäten des Ministeriums 1in Hinblick auf die Zzeit-
genössische Kunst ZCNANNL werden.
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Es sollte ijemanden überra-
schen, MmMIt welcher Autmerksam-

O Aeıt die CHCE Regierung die Vert-
gangenheit edenkt. Zur Bedeu-
Lung der Geschichtspolitik haben ;
sich die Politiker der Regierungs-
parteı vielfach geäußert. So hob
Andrze; uda während des Präsi-
dentschaftswahlkampfes hervor:

Die Stichwahl Zzum PräsidentenamtSS mussen Jahre aufgeholt
werden, 1ın denen Polen nıcht Maı 20175 EWAFN Andrzej uda Das

Bild 'VO:  S Martın Buschermöhle zeıgt e1in
verstanden hat, sich seine (Ge: Wahllokal IN Poznan.
schichte und se1ın Ansehen 1n der
Welt kümmern.“

Als Präsident je{fß Arbeiten einer Strategie für eine polnische
Geschichtspolitik aufnehmen un: erklärte, Erinnerungspolitik werde
eiıne Siule seiner Präsidentschaft se1ln. Schließlich kündigte der PiS-Vor-
sitzende Jarosiaw Kaczynski 1m Parlamentswahlkampf2015 d. eine xl10-
bale Kultur-; Bildungs- un! Geschichtspolitik betreiben wollen
„ JLasst unls eld für W el der reil Hollywoodtilme sammeln, die ”7e1-
CIl W1e€e CS 1ın Polen wirklich SCWESCH “  ISst erklärte

Sowohl dle Verlautbarungen der Politiker als auch die realen
Mafßnahmen haben Q7 geführt, 24aSS die DPiS VOT allem als VELSANSCH-
heitsorientiert wahrgenommen wird Ihr Tiel 1St CS, W1€e Jakub Ma)jmurek
1im „Dziennik Opinı Krytyki Politycznej“ (Februar schrieb,
„Mythen einer nationalen Gemeinschaft errichten“. Es oll eine Poli-

tik se1n, die sich nicht LLUTr d1e
Als wichtige Entscheidung gilt auch, ass Politik der Vorgäangerregierung rich-
dıe ıttel für patrıotische Projekte IM Janr FEl sondern überhaupt die
2076 arhönt wurden. meılisten Regierungen se1lt 1989 Dies

erfordert eine entsprechend konstru-
lerte Erzählung ber die eingeleiteten Mafßnahmen. So haben etwa die
Arbeiten den 1mM 100-Tage-Bericht CNANNLEN Museen VOT vielen Jah-
Ien begonnen, doch die Bedeutung der Vorgänger für diese Projekte
wird sorgfältig verschwiegen.
Moderne als Problem
DDie Auseinandersetzungen diese Pläne zeigen ZuL, 4SS der Konflikt
zwischen der vorherigen un! der gegenwartıgen Regierung nicht die
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Frage betrifft, ob überhaupt eine Geschichtspolitik betrieben werden
I1U>SS, sondern die Frage, zwelches Geschichtsbild vermuittelt werden soll
Dabej möchte die DPiS sich das ausschliefßliche Recht vorbehalten, die
Sicht auf die Geschichte Polens SOWIE die polnische Identität gestal-
ten. Die Theaterkritikerinun derzeitige stellvertretende Kulturministe-
rın Wanda Zwinogrodzka skizzierte auf der PiS-Programmkonferenz
„‚Polen denken“ die Unterschiede zwischen der staatlichen Kulturpolitik
der PO-PSL-Koalition SOWI1E der DPiS Tiel dieser Politik solle N nıcht
se1n, „die ererbte Tradition ach den ustern der gegenwartigenpoliti-
cal rekonstruieren, die rückständigen Polen einer OSsST-
moderne umzuerziehen“. Vielmehr solle S1e darauf abzielen, „die
überstrapazierten un: immer weılter zerbröckelnden gemeinschaftsstif-
tenden Bande stärken“

TIrotz vermeintlich tehlenden Interesses der Gegenwart 1St auch die
heute entstehende Kunst Teil des PiS-Projekts. Die Jahre 2007 bis 2015

ein großer intrastruktureller Sprung in der Kultur. Vor allem dank
EU-Mitteln entstanden zahlreiche Objekte, nıcht 11UTr iın den wichtigsten
Zentren, sondern auch kleineren Standorten. Viele andere wurden
modernisiert. Langsam wurden Rückstände aufgeholt, die Z Teil
mehrere Jahrzehnte betrugen. Aufßerdem SETIZ7TE in vielen Institutionen
eın Generationenwandel eın uch die Präsenz polnischer Kultur 1m
Ausland Wurd€ stärker: einıge Künstler wurden einem festen Be-
standteil der internationalen Kunstszene.

Viele Probleme wurden jedoch nıcht gelöst un 6S entstanden NCUC,
eLtwa die Diskrepanz 7zwischen den Aufwendungen für Gebäude un für
den Unterhalt VO Einrichtungen. Eın (zesetz ZUur Regulierung des Ver-

VOlagswesens kam nıcht zustande, die KReprivatisierung 4UC

Kulturgütern wurde nıcht geregelt. Eın Problem leiben die niedrigen
Löhne in den Kultureinrichtungen. Fur viele Künstler 1St das Fehlen
einer festen Anstellung eiıne orofße Herausforderung, auch weil s1e des-
halb nicht sozialversichert sind

Zwar wurden alle diese Dinge beschrieben un diskutiert, doch
FEOT S1e bei den Wahlkämpften des etzten Jahres eın wirklich wichtiges
Thema Trotz diverser Wahlversprechen einzelner Parteien ann INan

aum VO einem umtassenden kulturpolitischen Projekt sprechen. Die
Aktivität der Künstler selbst beschränkte sich darauf, sich in Unterstuüt-
zungskomitees für diverse Politiker engagıeren. Eıne Ausnahme WAar

wiederum die PıS, die 1n ihrem Programm der Kultur besondere Auf-
merksamkeit schenkte. S1ie machte worauft auch ihre Kritiker hinwiesen
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durchaus begründet auf die Bedeutung VO Kultur aufßerhalb der
großen Metropolen aufmerksam, kündigte Mittel für Bibliotheken, Pro-
STAaININC 7AUGE Leseförderung, Unterstützung Junger Künstler („Wys-
pianski-Stipendienprogramm“) SOWIE Hiltfe bei der Vermarktung VO

Künstlern 1m Ausland
Gleichzeitig aber beurteilt die PiS einen erheblichen Teil des

gegenwartıg entstehenden künstlerischen Schaffens sehr kritisch. Im
Parteiprogramm heiltc „Mıt den Steuergeldern werden verschiedener-
lei pseudokünstlerische Exzesse finanziert, die oft obszön der Protani-
sıerungen sind Diese Unternehmungen können überwiegend nicht als
Kunst gelten, sondern verletzen verschiedene moralische Tabus, 1aber
auch eiıne Sphäre, die VO der Religion als heilig erachtet wird  CC

Diese Worte passten überraschend zuLl den Außerungen ein1ıger
Künstler. Auf einem Wahlkampftreffen VO Künstlern mıt Andrzej I Iu-
da der Dichter, Essayist un: Publizist Bohdan Urbanowsk:i: „Die
Tradition wird lächerlich gemacht, die patriotischen Vorbilder un hel-
denhaften Verhaltensweisen werden zerstort, der Bereich des
efleckt un: diese Stelle werden niedrigere Werte gestelltPiotr Kosiewski  — durchaus begründet auf die Bedeutung von Kultur außerhalb der  großen Metropolen aufmerksam, kündigte Mittel für Bibliotheken, Pro-  gramme zur Leseförderung, Unterstützung junger Künstler („Wys-  pianski-Stipendienprogramm“) sowie Hilfe bei der Vermarktung von  Künstlern im Ausland an.  Gleichzeitig aber beurteilt die PiS einen erheblichen Teil des  gegenwärtig entstehenden künstlerischen Schaffens sehr kritisch. Im  Parteiprogramm heißt es: „Mit den Steuergeldern werden verschiedener-  lei pseudokünstlerische Exzesse finanziert, die oft obszön oder Profani-  sierungen sind. Diese Unternehmungen können überwiegend nicht als  Kunst gelten, sondern verletzen verschiedene moralische Tabus, aber  auch eine Sphäre, die von der Religion als heilig erachtet wird.“  Diese Worte passten überraschend gut zu den Äußerungen einiger  Künstler. Auf einem Wahlkampftreffen von Künstlern mit Andrzej Du-  da sagte der Dichter, Essayist und Publizist Bohdan Urbanowski: „Die  Tradition wird lächerlich gemacht, die patriotischen Vorbilder und hel-  denhaften Verhaltensweisen werden zerstört, der Bereich des sacrum  befleckt — und an diese Stelle werden niedrigere Werte gestellt ... Alle  diese Antiwerte werden in attraktiver, meist ‚europäischer‘ Verkleidung  dargeboten ... In der Kultur ... gibt es unbekannte Auftragstäter und  Auftragsmörder ... Die Feinde der polnischen Kultur müssen erkannt  werden, es muss festgestellt werden, von wo die Angriffe kommen, wo  man Verbündete findet und wo die fünfte_ Kolonne aktiv ist.“1  Die Guten und die Schlechten  Zwar werden von Politikern und Künstlern selten die Namen konkreter  Kulturschaffender genannt, doch wird der Mainstream der zeit-  genössischen Kultur größtenteils misstrauisch, ja sogar feindlich be-  trachtet. Gleichzeitig werden Kulturschaffende, die sich auf rechte oder  konservative Traditionen beziehen, als „marginalisiert“, „ausgegrenzt“  oder gar „verfolgt“ bezeichnet (obwohl viele von ihnen Teil des kulturel-  len Establishments sind). Gelegentlich gab es auch die Erwartung, dass  die neuen Machthaber nicht nur mit der bisherigen Kulturpolitik bre-  chen und ihnen nahestehende künstlerische Kreise unterstützen, son-  dern dass sie auch als „antipolnisch“ geltende Künstler aus öffentlichen  Institutionen beseitigen werden.  1 Zitiert nach einer online-Veröffentlichung auf www.niezalezna.pl, Mai 2015.  214  OST-WEST 3/2016Ile
diese Antiwerte werden 1ın attraktiver, me1lst ‚europäischer‘ Verkleidung
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AuftragsmörderPiotr Kosiewski  — durchaus begründet auf die Bedeutung von Kultur außerhalb der  großen Metropolen aufmerksam, kündigte Mittel für Bibliotheken, Pro-  gramme zur Leseförderung, Unterstützung junger Künstler („Wys-  pianski-Stipendienprogramm“) sowie Hilfe bei der Vermarktung von  Künstlern im Ausland an.  Gleichzeitig aber beurteilt die PiS einen erheblichen Teil des  gegenwärtig entstehenden künstlerischen Schaffens sehr kritisch. Im  Parteiprogramm heißt es: „Mit den Steuergeldern werden verschiedener-  lei pseudokünstlerische Exzesse finanziert, die oft obszön oder Profani-  sierungen sind. Diese Unternehmungen können überwiegend nicht als  Kunst gelten, sondern verletzen verschiedene moralische Tabus, aber  auch eine Sphäre, die von der Religion als heilig erachtet wird.“  Diese Worte passten überraschend gut zu den Äußerungen einiger  Künstler. Auf einem Wahlkampftreffen von Künstlern mit Andrzej Du-  da sagte der Dichter, Essayist und Publizist Bohdan Urbanowski: „Die  Tradition wird lächerlich gemacht, die patriotischen Vorbilder und hel-  denhaften Verhaltensweisen werden zerstört, der Bereich des sacrum  befleckt — und an diese Stelle werden niedrigere Werte gestellt ... Alle  diese Antiwerte werden in attraktiver, meist ‚europäischer‘ Verkleidung  dargeboten ... In der Kultur ... gibt es unbekannte Auftragstäter und  Auftragsmörder ... Die Feinde der polnischen Kultur müssen erkannt  werden, es muss festgestellt werden, von wo die Angriffe kommen, wo  man Verbündete findet und wo die fünfte_ Kolonne aktiv ist.“1  Die Guten und die Schlechten  Zwar werden von Politikern und Künstlern selten die Namen konkreter  Kulturschaffender genannt, doch wird der Mainstream der zeit-  genössischen Kultur größtenteils misstrauisch, ja sogar feindlich be-  trachtet. Gleichzeitig werden Kulturschaffende, die sich auf rechte oder  konservative Traditionen beziehen, als „marginalisiert“, „ausgegrenzt“  oder gar „verfolgt“ bezeichnet (obwohl viele von ihnen Teil des kulturel-  len Establishments sind). Gelegentlich gab es auch die Erwartung, dass  die neuen Machthaber nicht nur mit der bisherigen Kulturpolitik bre-  chen und ihnen nahestehende künstlerische Kreise unterstützen, son-  dern dass sie auch als „antipolnisch“ geltende Künstler aus öffentlichen  Institutionen beseitigen werden.  1 Zitiert nach einer online-Veröffentlichung auf www.niezalezna.pl, Mai 2015.  214  OST-WEST 3/2016Die Feinde der polnischen Kultur mussen erkannt
werden, I11USS$ testgestellt werden, VO die Angrifte kommen,
Ianl Verbündete findet un: die fünfte_ Kolonne aktiv ist <

Die uten und die Schlechten
Zwar werden VO Politikern un!: Künstlern selten die Namen konkreter
Kulturschaffender ZENANNLT, doch wird der Maınstream der Zze1lt-
genössischen Kultur oröfßtenteils misstrauisch, Ja fteindlich be-
trachtet. Gleichzeitig werden Kulturschaffende, die sich auf rechte der
konservative Traditionen beziehen, als „marginalisiert“, „ausgegrenzt“
der ga „vertolgt“ bezeichnet (obwohl viele VO ihnen Teil des kulturel-
len Establishments sind) Gelegentlich zab 6S auch die Erwartung, ass
die Machthaber nıcht NUur mı1t der bisherigen Kulturpolitik bre-
chen un: ihnen nahestehende künstlerische Kreise unterstutzen, SON-
ern A4ass S$1e auch als „antipolnisch“ geltende Künstler AaUusS$ öffentlichen
Institutionen beseitigen werden.

itiert nach einer online-Veröffentlichung auf www.niezalezna.pl, Maı 2015
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Kunst „I11USS 1n zute un schlechte unterschieden werden, Je nachdem
ob s1e mI1t der polnischen Staatsraäson übereinstimmt der ob s1e s1e intra-
C stellt“; legt Tadeusz Deszkiewicz dar, eın Musikjournalist, der se1lt
A04:5 Berater VO Präsident Andrzej uda un se1lt Februar 2016
Direktor des öffentlich-rechtlichen polnischen Radios RIiJC: ist < „Die

111U55 unterstutzt werden, eın Bild VO den 1mM Inland W1e€e 1im
Ausland ebenden Polen als eines Volks 308  CIMn das internat1o0-
nal zahlt“, tügt hinzu, erganzt jedoch: „Das 1St niıcht eicht, da die
Demokratie die MöglichkeitZTel=
eıt des künstlerischen Ausdrucks uffällig ISt, ass dıe Jurymitglieder für
oibt, selbst WECNN s1eKultur im Dienste des Staates  Kunst „muss in gute und schlechte unterschieden werden, je nachdem  ob sie mit der polnischen Staatsräson übereinstimmt oder ob sie sie infra-  ge stellt“, legt Tadeusz Deszkiewicz dar, ein Musikjournalist, der seit  2015 Berater von Präsident Andrzej Duda und seit Februar 2016 neuer  Direktor des öffentlich-rechtlichen polnischen Radios RDC ist.? „Die  erste muss unterstützt werden, um ein Bild von den im Inland wie im  Ausland lebenden Polen als eines Volks zu untermauern, das internatio-  nal zählt“, fügt er hinzu, ergänzt jedoch: „Das ist nicht leicht, da die  Demokratie die Möglichkeit zur Frei-  heit des künstlerischen Ausdrucks  Auffällig ist, dass die Jurymitglieder für  gibt, selbst wenn sie ... provokant und  die meisten Projektausschreibungen des  bilderstürmerisch ist. Derlei Aktivi-  Kulturministeriums für 2016 ausgetauscht  täten können nicht von oben verbo-  wurden.  ten werden, dürfen aber sicherlich  nicht vom Staatsapparat beworben und unterstützt werden.“  Piotr Glinski traf sich schon gleich zu Beginn seiner Amtszeit als  Kulturminister mit etwa 50 Kulturschaffenden. Er hielt dies für notwen-  dig, weil diese Personen - wie er sagte — „ein sehr schweres Leben hat-  ten ..., da sie keinen Zugang zu öffentlichen Mitteln hatten ..., obwohl es  sich um bedeutende Künstler handelt“. Auch wurden die Jurymitglieder  für die meisten Projektausschreibungen des Kulturministeriums für  2016 ausgetauscht. Die Ergebnisse zeigen, wie Kulturpolitik auch betrie-  ben werden kann. Bei der Ausschreibung für den Ankauf zeitgenös-  sischer Kunst in „regionalen Sammlungen“ kam etwa das Nationalmu-  seum der Hauptstadt nicht zum Zuge. Man hielt es für angebrachter, u.  a. eine Sammlung modernen Schmucks für das Danziger Bernsteinmu-  seum anzukaufen. In der Ausschreibung zur Bildung nationaler Samm-  lungen zeitgenössischer Kunst wurden überhaupt keine Zuschüsse ver-  geben; sie wird wiederholt.  Zugleich wird sich das Ministerium mit den Erwartungen derer aus-  einandersetzen müssen, die die gegenwärtige Regierung unterstützt ha-  ben (und deren Erwartungen durch die PiS gewachsen waren). Kurz  nach den Wahlen veröffentlichte die rechte Tageszeitung „Gazeta Polska  Codzienna“ einen Brief an den Kulturminister mit der Forderung, Jan  Klata — einen erfolgreichen jüngeren Regisseur — als Direktor des „Na-  rodowy Stary Teatr“ in Krakau abzusetzen. Man warf ihm vor, dass er  „unbeeindruckt von der allgemeinen Empörung ... mit ganzer Konse-  2 Zitiert nach www.wpolityce.pl, 05.06.2015.  OST-WEST 3/2016  215provokant un: dıe melısten Projektausschreibungen des
bilderstürmerisch 1St. Derlei Aktivi- Kulturministeriums für 2076 ausgetauscht
taten können nicht VO ben verbo- wurden.
ten werden, dürten 1aber sicherlich
nıiıcht VO Staatsapparat beworben un!: unterstutzt werden.“

Piotr Glinski traf sich schon gleich Beginn seiner Amtszeit als
Kulturminister mi1t eLtw2a 50 Kulturschaffenden. Er hielt 1eSs für NOtLwen-

dig, weil diese Personen W1e€e „ein sehr schweres Leben hat-
ten da S1€e keinen Zugang ötffentlichen Mitteln hatten E obwohl CS

sich bedeutende Künstler handelt“ uch wurden die Jurymitglieder
für die meılisten Projektausschreibungen des Kulturministeriums tür
2016 ausgetauscht. Die Ergebnisse zeıgen, W1€e Kulturpolitik auch betrie-
ben werden annn Bei der Ausschreibung für den Ankauf zeıtgenOS-
sischer Kunst 1n „regionalen Sammlungen“ kam eLtwa das Nationalmu-
SCUM der Hauptstadt nıcht DE Zuge: Man hielt CS für angebrachter,

eine Sammlung modernen Schmucks für das Danziger Bernsteinmu-
SCUM anzukauten. In der Ausschreibung ZUur Bildung nationaler Samm-
lungen zeitgenössischer Kunst wurden überhaupt keine Zuschüsse VeI-

geben; sS1e wird wiederholt.
Zugleich wird sich das Ministerium mi1t den Erwartungen derer A4US-

einandersetzen mussen, die die gegenwartıge Regierung unterstutzt ha-
ben (und deren Erwartungen durch die DPiS gewachsen waren). Kurz
ach den Wahlen veröffentlichte die rechte Tageszeitung „Gazeta Polska
Codzienna“ einen Brief den Kulturminister mı1t der Forderung, Jan
Klata einen ertolgreichen Jungeren Regisseur als Direktor des „Na-
rodowy Stary Teatr“ 1n Krakau ab7zusetzen. Man wart ıhm VOI, Aass
„unbeeindruckt VO der allgemeinen EmpörungKultur im Dienste des Staates  Kunst „muss in gute und schlechte unterschieden werden, je nachdem  ob sie mit der polnischen Staatsräson übereinstimmt oder ob sie sie infra-  ge stellt“, legt Tadeusz Deszkiewicz dar, ein Musikjournalist, der seit  2015 Berater von Präsident Andrzej Duda und seit Februar 2016 neuer  Direktor des öffentlich-rechtlichen polnischen Radios RDC ist.? „Die  erste muss unterstützt werden, um ein Bild von den im Inland wie im  Ausland lebenden Polen als eines Volks zu untermauern, das internatio-  nal zählt“, fügt er hinzu, ergänzt jedoch: „Das ist nicht leicht, da die  Demokratie die Möglichkeit zur Frei-  heit des künstlerischen Ausdrucks  Auffällig ist, dass die Jurymitglieder für  gibt, selbst wenn sie ... provokant und  die meisten Projektausschreibungen des  bilderstürmerisch ist. Derlei Aktivi-  Kulturministeriums für 2016 ausgetauscht  täten können nicht von oben verbo-  wurden.  ten werden, dürfen aber sicherlich  nicht vom Staatsapparat beworben und unterstützt werden.“  Piotr Glinski traf sich schon gleich zu Beginn seiner Amtszeit als  Kulturminister mit etwa 50 Kulturschaffenden. Er hielt dies für notwen-  dig, weil diese Personen - wie er sagte — „ein sehr schweres Leben hat-  ten ..., da sie keinen Zugang zu öffentlichen Mitteln hatten ..., obwohl es  sich um bedeutende Künstler handelt“. Auch wurden die Jurymitglieder  für die meisten Projektausschreibungen des Kulturministeriums für  2016 ausgetauscht. Die Ergebnisse zeigen, wie Kulturpolitik auch betrie-  ben werden kann. Bei der Ausschreibung für den Ankauf zeitgenös-  sischer Kunst in „regionalen Sammlungen“ kam etwa das Nationalmu-  seum der Hauptstadt nicht zum Zuge. Man hielt es für angebrachter, u.  a. eine Sammlung modernen Schmucks für das Danziger Bernsteinmu-  seum anzukaufen. In der Ausschreibung zur Bildung nationaler Samm-  lungen zeitgenössischer Kunst wurden überhaupt keine Zuschüsse ver-  geben; sie wird wiederholt.  Zugleich wird sich das Ministerium mit den Erwartungen derer aus-  einandersetzen müssen, die die gegenwärtige Regierung unterstützt ha-  ben (und deren Erwartungen durch die PiS gewachsen waren). Kurz  nach den Wahlen veröffentlichte die rechte Tageszeitung „Gazeta Polska  Codzienna“ einen Brief an den Kulturminister mit der Forderung, Jan  Klata — einen erfolgreichen jüngeren Regisseur — als Direktor des „Na-  rodowy Stary Teatr“ in Krakau abzusetzen. Man warf ihm vor, dass er  „unbeeindruckt von der allgemeinen Empörung ... mit ganzer Konse-  2 Zitiert nach www.wpolityce.pl, 05.06.2015.  OST-WEST 3/2016  215mi1t gaNzZCI Konse-

itiert nach www.wpolityce.pl,
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auf einer staatlichen, VO Steuerzahlern finanzierten Bühne den
Plan verwirklicht, die polnische Tradition zerstoren“ Unter den
mehr als 100 Unterzeichnern dieses Briets fanden sich viele rechtsstehen-
de Intellektuelle, doch NUr eiıne Person, die aktuell iın der Theaterszene
aktiv 1St In einem anderen Fall forderte ein PiS-Abgeordneter 1m Namen
der „patriotischen Malerin un:! Sangerin“ Bogna Lewtak-Baczynska, die
Nationalgalerie „Zacheta“ solle die jahrliche Ausstellung des eher INar-

yinalen „Verbands der Polnischen Bildenden Künstler“ veranstalten.
Das sind 1L1UTr Z7Wwel Beispiele für derlei „Erwartungen”. Im ersten Fall

ordnete Glinskid das KRepertoire des Stary Teatr „künstlerisch ber-
prüfen“, letztlich ehielt Jan Klata 1aber seinen Job Und der PiS-Abge-
ordnete erhielt die Antwort, das Minısterium werde untersuchen, ob
eine „Mafia“ zäbe, die Künstlern den Zugang ZUr Nationalgalerie V.GI=
wehre. Gillinski kündigte auch d die Satzungen öffentlicher Kulturein-
richtungen prüfen un: erganzen, ass sS1€e einer dem in1ıste-
r1um genehmen Programmpolitik ZWUNSCH werden können.

Außerdem beauftragte das Ministerium die politisch rechts stehende
„Republikanische Stiftung“ (Fundacja Republikanska) mi1t der Revıision
einer Reihe ıhm unterstehender Einrichtungen, W as insgesamt als
Ankündigung verstanden wurde, ihre Leiter entlassen. Noch VOIL Be-
gınn dieser Überprüfungen wurde iın der Mıtte seiner Amtsperiode
dem Direktor des Buchinstituts Grzegorz Gauden der Stuhl VOT die Tür
ZESELZL.

AIl diese Mafßnahmen können bedeuten, AsSSs die Autonomie der In-
stiıtutionen un: die Kulturförderung beschnitten werden, WE sS1e die

Erwartungen der Regierenden nıcht
Man ann dıe aktuellen Maßnahmen ertüllen. Wiäre 1es gleichbedeutend
deuten, ass dıe AÄAutonomie der mı1t der Einführung VO Zensur? Piotr
Institutionen und dıe Kulturförderung Glinski schränkte 1n einem Gespräch
beschnitten werden, VWer)N S/E dıe mıi1t der Tageszeitung AJNASZ Dzien-
rwartungen der Regierenden NIC: nık“ (die zZu katholischen Medien-
rfüllen konzern VO Pater Tadeusz Rydzyk

gehört) eın S 1St sehr schwer, 1n den
Bereich der CNANNTLEN künstlerischen Freiheit einzugreifen, die uns
niıcht gefallen INUSS, da sS1e gelegentlich bestimmte kulturelle Tabus bricht
der die nationale Kultur diskreditiert, doch WIFr mussen jer vorsichtig
se1n. Diese Kriterien sind unscharf, künstlerische Freiheit 1St
schliefßlich ein wichtiger Wert un: WIr SPCeEizZen unls iımmer auch Gegenar-

der anderen Seite aUuUs  D
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Eigentlich 1aber schlägt die DPiS auch WeNnNn 1es nicht das Tiel ihrer
Politik 1st die Einführung eines Mechanismus VOX; den I11all „OkK©O
nomische Zensur“ LECILNECN könnte. Durch die Steuerung MIt BOr:
dermitteln An InNnan namlich W1€e 1in Ungarn Victor Orbän
künstlerisches Schaffen Z Schweigen bringen der marginalisieren,
WCCI11 den Erwartungen der Regierung nıcht entspricht.

Im Dezember 2015 UZ ach der Amtseinführung der Re-
g1erung, WAÄArhHhte Tadeusz KoOoczanowı1c7 1ın der Vierteljahresschrift „Res
Publica Nowa  CC davor, A4Ss die PiS-Politiker bestimmen wollten, „WO
mıt sich Künstler befassen sollen un: welches die renzen ihrer Aussa-
gCH sein haben [Diese renzen sind die Werte des Regierungslagers,
die ach Auffassung se1liner Vertreter VO allen Burgern geachtet werden,
W OTauUs N eine Legitimation seliner Macht schöpft.“ Die darauffolgenden
Monate haben diese Beobachtung ohl leider bestätigt.

Ayus dem Polnischen übersetzt 10107 4) Peter Oliver Loew.
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